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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Dezember 1964 

7 — 81200 — 6246/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über Leistungsverbesserungen in der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
im Saarland 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 277. Sitzung am 18. Dezember 1964 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über Leistungsverbesserungen in der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversidierung im Saarland 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Bis zur Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung werden die Renten nach dem 
Zweiten Gesetz über die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 
vom 7. November 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1046), zuletzt geändert durch das Gesetz Nr. 677 
über weitere Änderungen in der hüttenknappschaft- 
lichen Pensions Versicherung des Saarlandes vom 
27. Juni 1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1074), in 
der Weise erhöht, daß 

1. bei Invalidenpensionen und Witwenrenten die 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen, die für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1952 entrichtet sind, 
um 40 vom Hundert, und die Steigerungs- 
beträge aus Beiträgen, die für die Zeit nach 
dem 31. Dezember 1951 entrichtet sind, um 
25 vom Hundert, 

2. Waisenrenten um 25 vom Hundert des bishe- 
rigen Zahlbetrages 

angehoben werden. 

§ 2 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Ge- 
setz für Jugendwohlfahrt, den Miet- und Lastenbei- 
hilfen nach dem Gesetz über die Gewährung von 
Miet- und Lastenbeihilfen, dem Zweiten Wohnungs- 
baugesetz und dem Gesetz über Wohnbeihilfen und 
den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten im 
Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge nach den 
Richtlinien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gewährung oder 
die Höhe der Leistungen von anderem Einkommen 


abhängig ist, bleiben die Erhöhungsbeträge, die für 
die Zeit vom Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum 
Ablauf des dritten aujf seine Verkündung folgenden 
Kalendermonats zu leisten sind, für den genannten 
Zeitraum bei den Ermittlungen des Einkommens un- 
berücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge für den in 
Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenver- 
sicherung, der Arbeitslosenhilfe sowie der Alters- 
hilfe für Landwirte nicht zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Einführung 
des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292), soweit 
ihre Gewährung oder Höhe von anderem Einkom- 
men abhängig ist. Im übrigen gilt Absatz 1 im Saar- 
land mit der Maßgabe, daß an Stelle des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes das entsprechende saarländi- 
sche Gesetz tritt und das Bundesentschädigungs- 
gesetz und das Lastenausgleichsgesetz unter Berück- 
sichtigung ihrer im Saarland geltenden Fassung an- 
zuwenden sind. 

§ 3 

Auf die Ausgaben nach diesem Gesetz findet § 23 
des Zweiten Gesetzes über die Neuordnung der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung im 
Saarland in Verbindung mit § 17 Nr. 1 des Ersten 
Uberleitungsgesetzes in der Fassung des Fünften 
Überleitungsgesetzes vom 30. Juni 1959 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 335) keine Anwendung. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1964 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Angleidiung des Sozialversicherungsrechts im 
Saarland an das im übrigen Bundesgebiet geltende 
Recht ist im Jahre 1963, insbesondere durch das 
Sozialversicherungs-Angleichungsgesetz Saar vom 
16. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 402), im wesent- 
lichen abgeschlossen worden. Seitdem steht nur 
noch die Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung aus, bei der es sich um eine 
nur im Saarland bestehende zusätzliche Rentenver- 
sicherung auf öffentlich-rechtlicher Grundlage han- 
delt. In ihr sind die Arbeiter sowie teilweise auch 
die Angestellten der Dillinger Hüttenwerke, der 
Haiberger Hütte, der Burbacher Hütte und der Neun- 
kirchener Eisenwerke unld — soweit es vom Arbeit- 
geber und der Mehrheit der Arbeitnehmer bean- 
tragt worden ist — anderer Unternehmen der eisen- 
erzeugenden, eisenverarbeitenden und weiterver- 
arbeitenden Industrie neben ihrer Versicherung in 
der Rentenversicherung der Arbeiter oder der An- 
gestellten versichert. 

Die bereits seit längerer Zeit eingeleiteten Arbeiten 
an der Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung, die eine Reihe schwieriger 
Fragen und Probleme aufwirft und die mit den Be- 
teiligten noch eingehend zu erörtern sein wird, wer- 
den noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Insbe- 
sondere sind auch noch ins einzelne gehende ver- 
sicherungsmathematische Berechnungen anzustellen, 
ohne die eine brauchbare Abschätzung der finanziel- 
len Aufwendungen nicht möglich ist, die die Neu- 
ordnung der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung in der einen oder anderen Form mit sich 
bringt. Unter den gegebenen Umständen ist es da- 
her nicht möglich, den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten einen Gesetzentwurf über die Neuordnung der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung noch 
so rechtzeitig zuzuleiten, daß seine Verabschiedung 
im Laufe der gegenwärtigen Legislaturperiode mög- 
lich wäre. 

Die bisherigen Arbeiten an der Neuordnung der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung ha- 
ben allerdings bereits erkennen lassen, daß alle in 
Erwägung zu ziehenden Möglichkeiten einer Neu- 
ordnung der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung für die Rentenempfänger der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensionsversicherung Leistungsverbes- 
serungen mit sich bringen wird. Um die Renten- 
empfänger der hüttenknappschaftlichen Pensionsver- 
sicherung nicht länger auf diese mit einer Neuord- 
nung der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung verbundenen Leistungsverbesserungen warten 
zu lassen, soll deshalb mit dem vorliegenden Ge- 
setzentwurf schon jetzt eine angemessene Erhöhung 
der Leistungen vorgenommen werden, zumal das 
derzeitige Vermögen der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung eine Leistungsverbesserung in 
dem vorgeschlagenen Rahmen erlaubt, ohne daß da- 


durch eine Erhöhung der Beiträge notwendig ist und 
eine zusätzliche Belastung des Bundes eintritt. 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß des Geset- 
zes ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 12 des Grund- 
gesetzes. Bund, Länder und Gemeinden werden 
durch das Gesetz mit Kosten nicht belastet. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Vorschrift sieht vor, daß sowohl die laufenden 
als auch kün/ftigen Invalidenpensionen und Witwen- 
renten bis zur Neuordnung der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung in der Weise erhöht 
werden, daß die in ihnen enthaltenen Steigerungs- 
beträge aus Beiträgen um bestimmte feste Prozent- 
sätze erhöht werden, wobei hinsichtlich der Höhe 
der Prozentsätze zwischen Beiträgen, die für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1952, und Beiträgen, die für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 19,51 entrichtet sind, 
unterschieden wird. Dies ist — abgesehen davon, 
daß das Recht der hüttenknappschaftlichen Pensions- 
versicherung die in den o. a. Zeiten entrichteten Bei- 
träge schon seit 1952 unterschiedlich honoriert — 
deshalb geboten, weil die vor dem 1. Januar 1952 
entrichteten Beiträge im Verhältnis zu den nach die- 
sem Zeitpunkt entrichteten Beiträgen dadurch gleich- 
mäßiger als bisher bewertet werden. Deshalb ist 
von den Beteiligten — soweit anläßlich der Arbei- 
ten an der Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung bereits Äußerungen insoweit 
vorliegen — auch immer eine stärkere Anhebung 
der Ste'igerungsbeträge aus Beiträgen, die für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1952 entrichtet sind, ange- 
strebt worden. 

Um der Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung nicht vorzugreifen, sollen 
feste Rentenbestandteile, die als Grundbeträge und 
Frauenzulagen noch insgesamt in etwa 2 ®/o aller 
Fälle gezahlt werden, und die Steigerungsbeträge 
für beitragslose anrechenbare Versicherungszeiten 
nicht angehoben werden. Die damit zusammenhän- 
genden grundsätzlichen Fragen müssen der endgül- 
tigen Neuordnung Vorbehalten bleiben. Für den 
größten Teil der Rentenempfänger der hüttenknapp- 
schaftlichen PensionsversiÄerung besteht ohnehin 
kein Anspruch aui solche festen Rentenbestandteile 
und spielt die Anrechnung beitragsloser Zeiten 
keine nennenswerte Rolle. Waisenrenten, die nur 
an Vollwaisen gewährt werden und z. Z. einheitlich 
8 DM im Monat betragen, werden schließlich um 
25 V. H. ihres bisherigen Zahlbetrages angehoben. 
Sie belaufen sich damit in Zukunft auf 10 DM im 
Monat. 

Zu § 2 

Die Vorschrift nimmt die (für die Zeit vom Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bis zum Ablauf des dritten 
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auf seine Verkündung folgenden Kalendermonats 
zu zahlenden Erhöhungsbeträge von der nach ande- 
ren Vorschriften vorzunehmenden Anrechnung aus 
verwaltungstechnischen Gründen aus. Mit ihr wird 
damit zugleiA erreicht, daß diese Erhöhungsbeträge 
für die vorstehend genannte Zeit in vollem Umfang 
den Rentenempfängern verbleiben. 

Zu § 3 

Die Vorschrift bestimmt, daß § 23 des Zweiten Ge- 
setzes über die Neuordnung der hüttenknappschaft- 
lichen Pens ions Versicherung im Saarland in Verbin- 
dung mit § 17 Nr. 1 des Ersten Überleitungsgesetzes 
in der Fassung des Fünften Überleitungsgesetzes, 
wonach der Bund einen Zuschuß in Höhe von 
34 V. H. der jährlichen Rentenausgaben der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung zu leisten 


hat, auf die durch dieses Gesetz entstehenden Aus- 
gaben keine Anwendung finden. Eine über das bis- 
herige Maß hinausgehende Finanzhilfe des Bundes, 
über die bei der Neuordnung der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensionsversicherung auch grundsätz- 
lich noch zu entscheiden sein wird, ist im Hinblick 
auf das derzeitige Vermögen der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung nicht notwendig. 

Zu § 4 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu § 5 

Die Vorschrift sieht vor, daß das Gesetz mit Wir- 
kung vom 1. Juli 1964 in Kraft tritt. 


4 



